
 

  

· Bestehen demgegenüber weniger 
Einlagen in der Gesellschaft, als 
Nennkapital vorhanden ist (z.B. 
bei einer vorangegangenen Kapi-
talerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln, bei denen Gewinnrückla-
gen in Nennkapital umgewandelt 
werden), ist die Differenz als sog. 
Sonderausweis gemäß § 28 
Abs. 1 Satz 3 KStG festzuhalten. 

 
Für steuerrechtliche Zwecke stellen 
Einlagen in Kapitalgesellschaften 
durch den Gesellschafter grundsätz-
lich steuerneutrale Kapitalzuführun-
gen dar. 
 

“Das Leise hat eine starke Stimme.“ 
(Chinesische Weisheit) 
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Liebe Leserin, 
lieber Leser, 
 
zur kurzfristigen und (vermeintlich) 
unproblematischen Bereitstellung 
von Liquidität leisten Gesellschafter 
einer Kapitalgesellschaft häufig Ein-
lagen, die nicht als (gesellschaftlich 
aufwendige) Kapitalerhöhung erfasst, 
sondern in die Kapitalrücklage einge-
stellt werden. Die Kapitalrücklage 
dient in der Praxis ferner als Anknüp-
fungspunkt einer Kapitalauszahlung 
der Gesellschaft an die Anteilseigner, 
z.B. sofern Gewinnrücklagen zwecks 
Ausschüttung nicht in ausreichender 
Höhe vorhanden sind. Sowohl bei 
der Dotierung als auch der späteren 
Auflösung werden die steuerrechtli-
chen Implikationen hierbei nicht sel-
ten übersehen, zumal das Zusam-
menspiel von Gesellschafts-, Han-
dels- und Steuerrecht eine hohe 
Komplexität aufweist. Im Folgenden 
möchten wir daher die Grundzüge 
der bilanziellen und steuerrechtlichen 
Behandlung derartiger Zahlungen 
aufzeigen: 
 

I. Bilanzierung von Kapitalrück-
lagen und steuerliche Einordnung 
 
Kapitalrücklagen sind gemäß § 266 
Abs. 3 HGB Bestandteil des Eigen-
kapitals einer Kapitalgesellschaft. 
Einstellungen in und Auflösung von 
Kapitalrücklagen haben bei Aufstel-
lung der Bilanz zu erfolgen. 
 
Steuerrechtlich wird das Eigenkapital 
grundsätzlich ebenfalls nach § 266 
HGB unterstellt. Es bestehen aus 
Vereinfachungsgründen eigene steu-
errechtliche Kategorien und die 
Grundannahme, dass das Nennkapi-
tal einer Kapitalgesellschaft aus 
Einlagen der Gesellschafter besteht. 
 
· Bestehen jedoch mehr Einlagen 

von Gesellschaftern, als Nennka-
pital vorhanden ist (z.B. aufgrund 
von Zuzahlungen der Gesell-
schafter in die Kapitalrücklage), 
sind diese als Bestand auf dem 
steuerlichen Einlagenkonto ge-
mäß § 27 KStG auszuweisen. 
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dem Stand des steuerlichen Einla-
genkontos zum Beginn des Veranla-
gungszeitraums. 
 
Sofern eine Auskehrung aus dem 
steuerlichen Einlagenkonto vorliegt, 
ist die Kapitalgesellschaft verpflichtet, 
dem Anteilseigner eine Bescheini-
gung nach amtlichem Muster zu 
erstellen. 
 
 
Ihr NPP kompakt-Team 
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II. Auszahlungen von Gesell-
schaftereinlagen aus ertragsteuer-
licher Sicht 
 
Besondere Bedeutung kommt der 
Auskehrung dieser Einlagen zu, da 
die Rückzahlung von Einlagen der 
Gesellschafter an diese ebenfalls 
steuerneutral erfolgen soll. Bezüge 
aus Anteilen an Kapitalgesellschaften 
gehören dann nicht zu den steuer-
pflichtigen Einnahmen, sofern das 
steuerliche Einlagenkonto des § 27 
KStG der auszahlenden Gesellschaft 

als verwendet gilt. 
 
Ob eine Verwendung des steuerli-
chen Einlagenkontos vorliegt, be-
stimmt sich nach der Höhe der Lei-
stungen an die Gesellschafter im 
Wirtschaftsjahr und hierbei insbe-
sondere danach, ob diese Leistun-
gen den ausschüttbaren Gewinn 
übersteigen. Der ausschüttbare Ge-
winn ergibt sich gemäß § 27 Abs. 1 
Satz 5 KStG aus dem Eigenkapital 
der Körperschaft laut Steuerbilanz 
abzüglich des Nennkapitals sowie 
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liche Arbeitszimmer nutzt, kann jährlich 
nicht mehr als insgesamt 1.250 € an 
Aufwendungen geltend machen. 
 
Die Aufwendungen sind nur dann ohne 
Beschränkung auf den Höchstbetrag 
abziehbar, wenn das häusliche Arbeits-
zimmer den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Betäti-
gung bildet. 
 

ger Wirtschaftsgüter (GWG), die nach 
dem 31.12.2017 angeschafft oder 
hergestellt werden, wird von 410 € 
auf 800 € angehoben. Betragen die 
Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten weniger als 250 €, können sie 
sofort als Aufwand erfasst werden, 
ohne in ein besonderes, laufend zu 
führendes Verzeichnis aufgenommen 
zu werden. Bisher betrug diese Gren-
ze 150 €. 

· Für nach dem 31. Dezember 2017 
angeschaffte oder hergestellte Wirt-
schaftsgüter, deren Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten über 250 € 
(bisher: 150 €), aber nicht mehr als 
1.000 € betragen, kann ein über fünf 
Jahre gleichmäßig abzuschreibender 
Sammelposten gebildet werden. 

winnaufschlags von 4 % für eine an-
gemessene Verzinsung. 
 
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden. 
 
Hinweis: Seit 2012 gelten Mieten von 
mindestens 66 % der ortsüblichen 
Miete als vollentgeltlich, so dass die 
Werbungskosten voll abgezogen wer-
den können. Die Prüfung der Über-
schusserzielungsabsicht mittels Über-
schussprognose ist entfallen. Mieten 
unter 66 % der ortsüblichen Miete sind 
nach wie vor in einen entgeltlichen und 
einen unentgeltlichen Teil aufzuteilen. 
Die Aufwendungen sind nur anteilig als 
Werbungskosten abzugsfähig. 
 

Häusliches Arbeitszimmer: mehrfache Nutzung des Höchstbetrags 
sowie Abzug bei Nutzung für mehrere Einkunftsarten 
Wem für die Erledigung seiner berufli-
chen oder betrieblichen Tätigkeiten 
kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht, der kann die für die Nutzung 
eines häuslichen Arbeitszimmers ent-
stehenden Aufwendungen jährlich bis 
zu 1.250 € steuerlich geltend machen. 
Wird das Arbeitszimmer im Rahmen 
mehrerer Einkunftsarten z.B. für nicht-
selbstständige und freiberufliche Tätig-
keit genutzt, kann der Höchstbetrag 
aber nicht für jede dieser Tätigkeiten 
gesondert (mehrfach) in Anspruch 
genommen werden. Auch ist der 

Höchstbetrag nach Auffassung des 
Bundesfinanzhofs nicht unter Bildung 
von Teilhöchstbeträgen auf die einzel-
nen Einkunftsarten aufzuteilen. Viel-
mehr sind die Aufwendungen für das 
häusliche Arbeitszimmer zeitanteilig 
den verschiedenen Einkunftsarten 
zuzuordnen. Die dem Grunde nach 
abzugsfähigen Aufwendungen können 
sodann insgesamt bis zum Höchstbe-
trag abgezogen werden. 
 
Auch wer mehrere Wohnungen hat und 
darin für seine Tätigkeit mehrere häus-

Steuerliche Erleichterungen und Bürokratieabbau bei kleineren Beträgen 

Zwei Änderungsgesetze bescheren 
Unternehmern, vornehmlich rückwir-
kend zum 01.01.2017, steuerliche 
Erleichterungen und Vereinfachungen 
im Umgang mit kleineren Beträgen: 
 
Kleinbetragsrechnungen 
 
· Die Grenze für Kleinbetragsrechnun-

gen wurde angehoben. Rechnungen, 
deren Gesamtbetrag 250 € (bisher 
150 €) nicht übersteigt, müssen we-
niger Pflichtangaben enthalten. Bei-
spielsweise sind die Angaben zum 
Leistungsempfänger und zum Aus-
weis des Umsatzsteuerbetrags ent-
behrlich. 

 
 

Lohnsteuer 
 
· Lohnsteuer-Anmeldungen sind vier-

teljährlich abzugeben, wenn die abzu-
führende Lohnsteuer für das voran-
gegangene Kalenderjahr mehr als 
1.080 €, aber nicht mehr als 5.000 € 
(bisher: 4.000 €) betrug. 

· Für eine Pauschalierung der Lohn-
steuer bei kurzfristig Beschäftigten 
darf der Arbeitslohn während der Be-
schäftigungsdauer 72 € (bisher: 68 €) 
durchschnittlich je Arbeitstag nicht 
übersteigen. 

 
Geringwertige Wirtschaftsgüter 
 
· Die Grenze für die Anschaffungs- 

oder Herstellungskosten geringwerti-

Verbilligte Vermietung an Angehörige: Ermittlung der Entgeltlichkeitsquote 
Ein Ehepaar vermietete von 2006 bis 
2010 an seinen Sohn eine Eigentums-
wohnung für eine monatliche Warm-
miete von 480 €. Mit überlassen waren 
Einbauküche, Waschmaschine und 
Trockner. Die Vermietung war defizitär. 
Das Finanzamt errechnete eine ortsüb-
liche Warmmiete von 710 €, so dass 
die gezahlte Miete 67,5 % der ortsübli-
chen Miete betrug. Das Finanzamt 
kürzte daraufhin die Werbungskosten 
anteilig. 
 
Zu Recht, wie das Finanzgericht 
Düsseldorf befand. 
 
Bei einer Miete zwischen 56 % und 
75 % der ortsüblichen Marktmiete war 
bis 2011 die Überschusserzielungsab-

sicht zu prüfen. Bei positiver Über-
schussprognose waren die Werbungs-
kosten voll abzugsfähig. Anderenfalls 
war die Vermietung in einen entgeltli-
chen und einen unentgeltlichen Teil 
aufzuteilen; für den entgeltlichen Teil 
waren die Werbungskosten abzugsfä-
hig. 
 
Im Streitfall ergab sich keine positive 
Überschussprognose, weil die Instand-
haltungsaufwendungen zu gering be-
messen waren. Bei der Ermittlung der 
Vergleichsmiete war ein Zuschlag für 
die überlassene Einbauküche, die 
Waschmaschine und den Trockner zu 
berücksichtigen. Dieser Möblierungs-
zuschlag entspricht der monatlichen 
Abschreibung zuzüglich eines Ge-
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Voraussetzung für die Anwendung der 
Regelungen über die Realteilung ist, 
dass der Ausgeschiedene die über-
nommenen Wirtschaftsgüter weiterhin 
in einem anderen eigenen Betriebs-
vermögen verwendet. Sodann wird ihm 
die Übertragung der Wirtschaftsgüter 
zu Buchwerten - ohne Aufdeckung der 
stillen Reserven - ermöglicht. 

nehmer nicht übersteigen, bleiben sie 
beim Arbeitnehmer steuerlich unbe-
rücksichtigt. 

· Übersteigen die Kosten je Betriebs-
veranstaltung den Freibetrag von 
110 € und/oder nimmt ein Arbeitneh-
mer an mehr als zwei Betriebsveran-
staltungen teil, sind die insoweit an-
fallenden zusätzlichen Kosten steu-
erpflichtig. 

 
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeits-
lohn pauschal mit 25 % versteuern. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die 
Veranstaltung allen Arbeitnehmern 
offensteht. Etwaige Geldgeschenke, die 
zwar im Rahmen einer Betriebsveran-
staltung gemacht werden, aber kein 
zweckgebundenes Zehrgeld sind, 
unterliegen nicht der Pauschalierungs-
möglichkeit. 

Hinweis: Soll ein Gewinn durch Aus-
buchung der Verbindlichkeit vermieden 
werden, ist bei Ausgestaltung der Ran-
grücktrittsvereinbarung darauf zu ach-
ten, dass eine Tilgung auch aus sonsti-
gem freien Vermögen erfolgen kann. 

 
 

Realteilungsgrundsätze bei Ausscheiden aus Mitunternehmerschaft 
gegen Sachwertabfindung mit Einzelwirtschaftsgütern 

Scheidet ein Gesellschafter einer Per-
sonengesellschaft gegen Sachwertab-
findung aus der Gesellschaft aus, kann 
eine sog. gewinnneutrale Realteilung 
vorliegen. Dies ist nach einem Urteil 
des Bundesfinanzhofs u.a. dann der 
Fall, wenn eine Mitunternehmerschaft 
aufgelöst, der Gewerbebetrieb damit 
aufgegeben und das vorhandene Ge-
sellschaftsvermögen unter den Gesell-
schaftern aufgeteilt wird (echte Realtei-
lung). 

Die Grundsätze der Realteilung sind 
nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
aber nicht nur bei Sachwertabfindun-
gen mit Teilbetrieben oder Mitunter-
nehmeranteilen anzuwenden, sondern 
auch bei der Sachwertabfindung mit 
einzelnen Wirtschaftsgütern. Besteht 
die Gesellschaft trotz Ausscheidens 
(mindestens) eines Gesellschafters 
unter Mitnahme seines mitunternehme-
rischen Vermögens weiter, handelt es 
sich um eine sog. unechte Realteilung. 

In vielen Unternehmen steht die Weih-
nachtsfeier am Ende des Jahrs vor der 
Tür. Bis zu zwei Betriebsveranstaltun-
gen pro Jahr können für Mitarbeiter 
steuer- und sozialversicherungsfrei 
ausgerichtet werden. Dies gilt, sofern 
die Kosten den Betrag von 110 € je 
Betriebsveranstaltung und teilnehmen-
dem Arbeitnehmer nicht übersteigen. 
Es handelt sich hierbei um einen Frei-
betrag. Wird die Wertgrenze überschrit-
ten, muss folglich nur der übersteigen-
de Teil versteuert werden. Darüber 
hinaus ist folgendes zu beachten: 
 
· Eine Betriebsveranstaltung liegt vor, 

wenn es sich um eine Veranstaltung 
auf betrieblicher Ebene mit gesell-
schaftlichem Charakter handelt, z. B. 
Betriebsausflüge oder Weihnachts-
feiern. 

· Die Veranstaltung muss allen Ange-
hörigen des Betriebs, eines Teilbe-

triebs oder einer in sich geschlosse-
nen betrieblichen Organisationsein-
heit (z. B. einer Abteilung) zugänglich 
sein. 

· Zuwendungen im Rahmen einer 
Betriebsveranstaltung sind alle Auf-
wendungen des Arbeitgebers inklusi-
ve Umsatzsteuer. Es spielt keine Rol-
le, ob die Aufwendungen einzelnen 
Arbeitnehmern individuell zurechen-
bar sind oder es sich um einen rech-
nerischen Anteil an den Kosten der 
Betriebsveranstaltung handelt, die 
der Arbeitgeber gegenüber Dritten für 
den äußeren Rahmen der Betriebs-
veranstaltung aufwendet (z. B. 
Raummieten oder Kosten für einen 
Eventplaner; auch Kosten für Begleit-
personen des Mitarbeiters müssen 
berücksichtigt werden). 

· Soweit solche Zuwendungen den 
Betrag von 110 € je Betriebsveran-
staltung und teilnehmenden Arbeit-

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei 
Betriebsveranstaltungen 
 

Eine Verbindlichkeit, die nach einer 
zum Zeitpunkt der Überschuldung 
getroffenen Rangrücktrittsvereinbarung 
nur aus einem zukünftigen Bilanzge-
winn und aus einem etwaigen Liquida-
tionsüberschuss zu tilgen ist, darf in der 
Steuerbilanz nicht passiviert, sondern 
muss ausgebucht werden. Der Bundes-
finanzhof hat damit seine bisherige 
Rechtsprechung bestätigt. Das Steuer-

recht weiche insoweit vom Handels-
recht ab. 
 
Ist der Rangrücktritt gesellschaftsrecht-
lich veranlasst, stellt der werthaltige 
Teil der Forderung eine steuerlich 
erfolgsneutrale Einlage in das Betriebs-
vermögen der Kapitalgesellschaft dar; 
der nicht werthaltige Teil ist gewinner-
höhend auszubuchen. 

Bilanzierung von Verbindlichkeiten bei Rangrücktritt 
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schränkt Steuerpflichtige von 500.000 € 
in voller Höhe zu gewähren. 
 
Hinweis: Für Erwerbe, für die die 
Steuer nach dem 25. Juni 2017 ent-
steht, ist der Freibetrag von 500.000 € 
bei beschränkter Steuerpflicht im Ver-
hältnis des inländischen Erwerbs zum 
Gesamterwerb anzusetzen. 

chend den aktienrechtlichen Regelun-
gen, d. h. auch im GmbH-Recht, zur 
organisatorischen Eingliederung führt. 
Eine personelle Verflechtung ist dann 
nicht erforderlich. Da der Beherr-
schungsvertrag erst mit der Eintragung 
in das Handelsregister der Organge-
sellschaft wirksam wird, kann die um-
satzsteuerliche Organschaft frühestens 
ab diesem Zeitpunkt begründet werden. 
 

Grundsätzlich ist ein Finanzgericht 
nicht an die Schätzung des Finanzamts 
gebunden. Es hat eine eigene Befug-
nis, die Besteuerungsgrundlagen zu 
schätzen. Es kann sich dabei an den 
von der Steuerfahndung angefertigten 
Auswertungen zu den Internet-
Verkäufen orientieren. 
 
Der Bundesfinanzhof muss abschlie-
ßend entscheiden. 

len. Dazu muss er seine Rechnungen 
gegenüber den Leistungsempfängern 
berichtigen. Eine Rechnungsberichti-
gung wirkt erst für den Besteuerungs-
zeitraum der Berichtigung, hat also 
keine Rückwirkung auf den Besteue-
rungszeitraum der Rechnungserteilung. 
Hierdurch kann es zu erheblichen 
Zinsbelastungen des Unternehmers 
kommen. 

Voller erbschaftsteuerlicher Ehegattenfreibetrag auch bei 
beschränkter Steuerpflicht 
 
Ein Schweizer Ehepaar vereinbarte in 
einem Erbvertrag, dass die Ehefrau im 
Fall des Vorversterbens ihres Ehe-
manns aus dessen Vermögen u. a. 
bestimmte in der Schweiz und in 
Deutschland belegene Grundstücke als 
Vermächtnis erhalten sollte. Nach dem 
Tod des Ehemanns im Jahr 2010 setz-
te das Finanzamt die Erbschaftsteuer 
für die Ehefrau fest, indem es den 

Ehegattenfreibetrag für beschränkt 
Erbschaftsteuerpflichtige von 2.000 € 
berücksichtigte. 
 
Das ist nicht richtig, urteilte der Bun-
desfinanzhof. Aus unionsrechtlichen 
Gründen ist der geringe Freibetrag für 
beschränkt Steuerpflichtige nicht an-
wendbar. Stattdessen ist entsprechend 
der Ehegattenfreibetrag für unbe-

Beherrschungsvertrag begründet organisatorische Eingliederung 

Keine Rückwirkung der Rechnungsberichtigung bei unrichtigem 
Steuerausweis 

Eine Kapitalgesellschaft (z. B. Aktien-
gesellschaft, GmbH) ist nicht Unter-
nehmerin im Sinne des Umsatzsteuer-
rechts, wenn sie finanziell, organisato-
risch und wirtschaftlich in ein anderes 
Unternehmen eingegliedert ist (sog. 
umsatzsteuerliche Organschaft). Die 
Umsätze der Organgesellschaft sind 
dann vom Organträger zu versteuern. 
Die organisatorische Eingliederung 
verlangt, dass der Organträger die mit 
der finanziellen Eingliederung verbun-

dene Möglichkeit der Beherrschung 
der Tochtergesellschaft (Organgesell-
schaft) in der laufenden Geschäftsfüh-
rung wahrnimmt. Dies setzt regelmäßig 
voraus, dass Vorstand/ Geschäftsfüh-
rung von Organträger und Organge-
sellschaft identisch sind (personelle 
Verflechtung). 
 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass auch der Abschluss eines Beherr-
schungsvertrags gemäß bzw. entspre-

Schätzung der Einkünfte aus eBay-Verkäufen 
Soweit die Finanzbehörde die Besteue-
rungsgrundlagen nicht ermitteln oder 
berechnen kann, hat sie zu schätzen. 
Dabei sind alle Umstände zu berück-
sichtigen, die für die Schätzung von 
Bedeutung sind. 
 
Das Finanzgericht Köln entschied 
folgenden Fall: Ein Steuerpflichtiger 
hatte überwiegend bei öffentlichen 
Versteigerungen Gegenstände erwor-
ben und diese über Internetportale 

(insbesondere eBay) in bar verkauft. 
Obwohl dazu verpflichtet, hatte er seine 
Einnahmen und Ausgaben gar nicht 
oder unvollständig aufgezeichnet. Die 
mit der Ermittlung beauftragte Steuer-
fahndung schätzte die Gewinne aus 
Gewerbebetrieb mit jährlich ca. 
35.000 €. Dagegen klagte der Steuer-
pflichtige und erzielte beim Finanzge-
richt einen Teilerfolg. Das Finanzgericht 
schätzte niedrigere Gewinne. 
 

Der Bundesfinanzhof hat noch einmal 
seine Rechtsprechung bei einem un-
richtigen Steuerausweis bestätigt. Im 
entschiedenen Fall erbrachte ein Un-
ternehmer Werklieferungen und wies in 
den Rechnungen fälschlicherweise 
Umsatzsteuer gesondert aus (unrichti-
ger Steuerausweis). Schuldner der 
Umsatzsteuer waren nämlich die Leis-
tungsempfänger. 

Durch den falschen Steuerausweis 
schuldet der Unternehmer die ausge-
wiesene Umsatzsteuer. Unerheblich ist, 
ob die Leistungsempfänger die ausge-
wiesene Umsatzsteuer tatsächlich als 
Vorsteuer abgezogen haben. Auch eine 
Begleichung der Umsatzsteuer durch 
die Leistungsempfänger als Schuldner 
der Umsatzsteuer lässt die Steuer-
schuld des Unternehmers nicht entfal-
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· Vereinfachte Sorgfaltspflichten: 
WP/vBP können nach dem risikoba-
sierten Ansatz vereinfachte Sorg-
faltspflichten anwenden, soweit sie 
unter Berücksichtigung der gemäß 
Anlagen 1 und 2 zum Geldwäsche-
gesetz genannten Risikofaktoren 
feststellen, dass in bestimmten Berei-
chen ihrer Tätigkeit nur ein geringes 
Risiko der Geldwäsche und Terroris-
musfinanzierung besteht. 

· Ausnahme von der Pflicht zur Ver-
dachtsmeldung: Eine Pflicht zur Ver-
dachtsmeldung besteht für WP/vBP 
nicht, wenn der meldepflichtige Sach-
verhalt der Schweigepflicht unterliegt. 
Hiervon betroffen sind auch Aus-
kunftsersuchen der Zentralstelle für 
Finanztransaktionsuntersuchungen, 
es sei denn der WP/vBP weiß, dass 
der Vertragspartner die Rechtsbera-
tung für den Zweck der Geldwäsche 
oder der Terrorismusfinanzierung in 
Anspruch genommen hat oder nimmt. 

· Befugnisse der WPK: Die WPK kann 
zukünftig auch ohne besonderen An-
lass Prüfungen zur Einhaltung der im 
GWG festgelegten Anforderungen bei 
WP/vBP durchführen. 

 
Die vollständige Meldung, die auch 
noch Ausführungen zum Informations-
anspruch der Zentralstelle für Finanz-
transaktionsuntersuchungen und zu 
den Befugnissen der WPK als Auf-
sichtsbehörde enthält, ist unter 
www.wpk.de abrufbar. 

Nach IDW ERS HFA 31 n.F. (Aktivie-
rung von Herstellungskosten) sollen 
künftig Aufwendungen für Vorberei-
tungshandlungen, die vor dem Ab-
schlussstichtag angefallen sind, aber 
mangels Konkretisierung des Vermö-
gensgegenstandes nicht aktivierbar 
waren, auch nicht mehr aus Vereinfa-
chungsgründen anstelle einer Ab-
schlussänderung in späteren Perioden 
insoweit (nach-)aktiviert werden dürfen, 
als ansonsten eine Abschlussänderung 
nach den allgemeinen Grundsätzen 
von IDW RS HFA 6 zulässig wäre. Eine 
verpflichtende, prospektive Erstanwen-
dung der Neufassungen ist für die 
Aufstellung von Abschlüssen für Be-
richtsperioden vorgesehen, die nach 
dem 31.12.2017 beginnen.  
 

WPK: Veränderte Pflichten für WP/vBP aus dem neuen Geldwäschegesetz 
Am 26.06.2017 ist das Gesetz zur 
Umsetzung der Vierten EU-
Geldwäscherichtlinie in Kraft getreten. 
Das Gesetz bringt Neuerungen auch 
für WP/vBP als Verpflichtete nach § 2 
Abs. 1 Nr. 12 GwG. Die WPK hat sich 
in einer Meldung vom 28.06.2017 zu 
den wesentlichen Änderungen aus 
Sicht des Berufsstands geäußert, die 
im Folgenden zusammengefasst wer-
den: 
 
· Risikomanagement: WP/vBP müssen 

über ein angemessenes und wirksa-
mes Risikomanagement zur Verhin-
derung von Geldwäsche und Terro-
rismusfinanzierung verfügen. Das 
Risikomanagement muss eine Risi-
koanalyse sowie interne Sicherungs-
maßnahmen umfassen. 

· Risikoanalyse: Berufsträger haben 
regelmäßig eine Risikoanalyse zu 
erstellen und diese zu dokumentie-
ren. Dabei sind die Risiken, dass 
ausgeübte Tätigkeiten der Geldwä-
sche und Terrorismusfinanzierung 
dienen, zu ermitteln und zu bewerten. 
Die Analysen sind auf Verlangen der 
WPK zur Verfügung zu stellen. 

· Interne Sicherungsmaßnahmen: Die 
bisherigen Anforderungen werden 
detaillierter geregelt und ergänzt. Für 
WP/vBP ist bedeutsam, dass die ein-
geführten Grundsätze und Verfahren 
einer unabhängigen Prüfung zu un-
terziehen sind, soweit diese Überprü-
fung angesichts der Art und des Um-

fangs der Geschäftstätigkeit ange-
messen ist. Darüber hinaus ist ein im 
Hinblick auf Art und Größe des Ver-
pflichteten angemessenes Hinweis-
gebersystem in der Praxis einzurich-
ten. 

· Überprüfung der Identität des Ver-
tragspartners und ggf. der für ihn auf-
tretenden Person: Der Katalog der 
Dokumente oder Identifizierungsmit-
tel, auf deren Basis die Angaben des 
Vertragspartners sowie ggf. der für 
ihn auftretenden Person zu ihrer 
Identität auf ihre Richtigkeit zu über-
prüfen sind, wurde um die in § 12 
Abs. 1 Nr. 2 bis 5 GwG genannten 
elektronischen Dokumente/ Nachwei-
se erweitert (z.B. elektronischer Iden-
titätsnachweis nach § 18 des Perso-
nalausweisgesetzes oder nach § 78 
Abs. 5 des Aufenthaltsgesetzes). 

· Transparenzregister: Ab 27.12.2017 
wird das neue elektronische Transpa-
renzregister zugänglich sein. Es kann 
zur Überprüfung der Angaben zur 
Identität des wirtschaftlich Berechtig-
ten eingesehen werden. Im Gegen-
satz zum Handelsregister kommt dem 
Transparenzregister allerdings kein 
öffentlicher Glaube zu. Es wird nicht 
überprüft, ob die dem Transparenz-
register mitgeteilten Angaben zum 
wirtschaftlich Berechtigten den Tat-
sachen entsprechen. Die Angaben 
sind daher auf Grundlage anderer 
Dokumente und Informationen auf 
ihre Plausibilität zu prüfen. 

IDW: Bilanzierung entgeltlich erworbener Software beim Anwender 
und Aktivierung von Herstellungskosten 
 Der Hauptfachausschuss des IDW hat 
zwei neue Entwürfe von IDW-
Stellungnahmen zur Rechnungslegung 
verabschiedet: 
 
· Entwurf einer Neufassung der IDW 

Stellungnahme zur Rechnungsle-
gung: Bilanzierung entgeltlich erwor-
bener Software beim Anwender (IDW 
ERS HFA 11 n.F.) 

· Entwurf einer Neufassung der IDW 
Stellungnahme zur Rechnungsle-
gung: Aktivierung von Herstellungs-
kosten (IDW ERS HFA 31 n.F.) 

 
Mit den Entwürfen sollen vor allem 
punktuelle Anpassungen der Verlautba-
rungen an den erstmals verpflichtend 
auf Konzernabschlüsse für das nach 
dem 31.12.2016 beginnende Ge-

schäftsjahr anzuwendenden Deutschen 
Rechnungslegungsstandard Nr. 24 
Immaterielle Vermögensgegenstände 
im Konzernabschluss (DRS 24) vorge-
nommen werden. 
 
Dies betrifft in IDW ERS HFA 11 n.F. 
(Bilanzierung entgeltlich erworbener 
Software beim Anwender) in erster 
Linie die bilanzielle Behandlung von 
Aufwendungen für die Modifikation von 
Software entsprechend dem Grundsatz 
der Ansatzstetigkeit nach der Behand-
lung der Aufwendungen für die Erlan-
gung der ursprünglichen, der Modifika-
tion unterliegenden Software; unab-
hängig davon, ob das wirtschaftliche 
Risiko einer erfolgreichen Modifikation 
beim Softwareanwender oder einem 
Dritten liegt. 
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dass die Urkunde eigenhändig durch 
Namensunterschriften unterzeichnet 
und das bestehende Vertretungsver-
hältnis in der Vertragsurkunde deutlich 
zum Ausdruck gebracht werde. Dabei 
könne eine Unterschrift Willenserklä-
rungen mehrerer Personen abdecken, 
wenn nur das Vertretungsverhältnis 
deutlich gemacht werde. Dies sah das 
Gericht hier als gegeben an. 
 

hier einschlägigen Regelungen sichern. 
Dies ist der Fall, wenn die Treueprämie 
vorbehaltlos neben der Grundvergü-
tung als Teil der Vergütung für tatsäch-
lich geleistete Arbeit gezahlt wird. 
 

terschutzverordnung hingegen auch für 
München angewendet. In Hamburg hält 
das Amtsgericht Hamburg-Altona die 
Mietpreisbremse für unwirksam, weil es 
in der dortigen Mietpreisbegrenzungs-
verordnung ebenfalls an einer ord-
nungsgemäßen Begründung fehle. Das 
Amtsgericht Hamburg-St. Georg hat 
hingegen keine Bedenken. Die Ham-
burger Mietpreisbegrenzungsverord-
nung sei umfassend begründet und 
daher rechtswirksam. Die Berliner 
Gerichte halten die dortige Mietenbe-
grenzungsverordnung ebenfalls für 
wirksam. Endgültige Klarheit werden 
erst obergerichtliche Entscheidungen 
bringen. 
 

Schriftformerfordernis bei Kündigungen und Aufhebungsverträgen 
Ein Arbeitnehmer unterschrieb im 
Rahmen von Personalabbaumaßnah-
men seines Arbeitgebers einen dreisei-
tigen Vertrag zur Überleitung seines 
bisherigen Arbeitsverhältnisses auf 
einen neuen Arbeitgeber. An diesem 
Vertrag waren der bisherige Arbeitge-
ber, der neue Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer beteiligt. Für den alten 
Arbeitgeber unterschrieben, wie in dem 
Vertrag klargestellt wurde, die insofern 
bevollmächtigen Vertreter des neuen 
Arbeitgebers. 

Als der neue Arbeitgeber seine Tätig-
keit einstellte, berief sich der Arbeit-
nehmer darauf, sein Arbeitsverhältnis 
zu seinem früheren Arbeitgeber beste-
he fort. Der Beendigung des alten 
Arbeitsverhältnisses habe die erforder-
liche Schriftform, d. h. die Unterschrift 
des früheren Arbeitgebers, gefehlt. 
 
Mit diesem Vortrag drang der Arbeit-
nehmer vor dem Bundearbeitsgericht 
nicht durch. Für die Einhaltung des 
Formerfordernisses sei es ausreichend, 

Treueprämie pro Arbeitsstunde als Bestandteil des Mindestlohns 
Ein Schlachtbetrieb zahlte seinen Ar-
beitnehmern für jede geleistete Arbeits-
stunde zusätzlich zum Stundenlohn 
eine Treueprämie. Eine Produktionshel-
ferin meinte, der Arbeitgeber habe den 
Mindestlohnanspruch nicht erfüllt und 
klagte auf die Differenzvergütung. 
Fraglich war, ob die Treueprämie bei 
der Beurteilung der Frage, ob der Ar-

beitgeber den Mindestlohnanspruch 
erfüllt hat, mit einbezogen werden 
muss. 
 
Dies bejahte das Bundesarbeitsgericht. 
Ob und inwieweit neben der Grundver-
gütung auch Zusatzleistungen mindest-
lohnwirksam sind, richtet sich danach, 
ob die Leistungen die Zielsetzung der 

Irritationen um die Mietpreisbremse 
Die Regelungen zur Mietpreisbremse 
sind seit 1. Juni 2015 in Kraft. Auf 
dieser gesetzlichen Grundlage wurden 
durch weitere Rechtsverordnungen der 
Länder in fast allen deutschen Groß-
städten entsprechende Mietbegrenzun-
gen eingeführt. Nach einer Entschei-
dung des Amtsgerichts München ist die 
durch die Bayerische Staatsregierung 
angewiesene sog. Mieterschutzverord-
nung aufgrund nicht ordnungsgemäßer 
Begründung für München jedoch nicht 
anwendbar. 
 
Der Mieter einer Wohnung in München 
hatte gegenüber der Vermieterin einen 
Verstoß gegen die Mietpreisbremse 
gerügt und auf Auskunft über die Miet-
höhe im vorherigen Mietverhältnis 
geklagt. Nach Auffassung des Gerichts 
kann der Mieter keine Auskunft von der 

Vermieterin über die vorherige Miethö-
he verlangen. Ein Auskunftsanspruch 
setze voraus, dass die Wohnung in 
einem Gebiet liege, für das die Miet-
preisbremse gelte. Das sei für die Stadt 
München nicht der Fall, da die Mieter-
schutzverordnung insoweit nicht mit 
Bundesrecht vereinbar sei. Aus der 
Verordnungsbegründung ergebe sich 
nicht, anhand welcher Tatsachen die 
Landesregierung zu der Auffassung 
gelangte, dass der Wohnungsmarkt in 
München angespannt sei. Die Begrün-
dung lege lediglich abstrakt die Krite-
rien dar, nach denen das Vorliegen 
eines angespannten Wohnungsmarkts 
ermittelt wurde. Das reichte dem Ge-
richt nicht aus. 
 
Hinweis: In zwei weiteren Urteilen des 
Amtsgerichts München wurde die Mie-
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Ergebnis handelt es sich bei dem Aus-
weis eines solchen Zuschlags lediglich 
um einen Hinweis auf die Mietpreiskal-
kulation. Der Zuschlag kann aber nur 
dann vereinbart werden, wenn die 
Verpflichtung zur Durchführung der 
Schönheitsreparaturen tatsächlich beim 
Vermieter liegt. 
 

sache zum Ort der Nacherfüllung zu 
ermöglichen. Nach dem Schutzzweck 
der einschlägigen Gesetzesvorschrift 
könne dem Verbraucher nicht zugemu-
tet werden, bezüglich der Transport-
kosten in Vorlage zu treten. 
 

den rechtsverletzenden Inhalten auch 
weiterhin zu finden. 
 

 
 
 

NPP kompakt gibt die gesetz-
lichen Neuregelungen, Recht-
sprechung und Finanzverwal-
tungsanweisungen nur auszugs-
weise wieder. Für etwaige Infor-
mationsfehler übernehmen wir 
keine Haftung. Die Inhalte der 
einzelnen Beiträge sind nicht zu 
dem Zweck erstellt, abschließen-
de Informationen über bestimmte 
Themen bereitzustellen oder eine 
Beratung im Einzelfall ganz oder 
teilweise zu ersetzen. Hierfür 
steht Ihnen NPP Niethammer, 
Posewang & Partner GmbH auf 
Wunsch gerne zur Verfügung. 
 
Redaktionelle Auswahl  
und Kontakt: 
 
NPP Niethammer,  
Posewang & Partner GmbH 
Tel.: 040 33 44 6 500 
E-Mail: off ice@npp.de 
 
NPP LEGAL Traut, Schellack 
& Partner mbB 
Tel.: 040 33 44 6 100 
E-Mail: info@npp-legal.de 
 
Johannes-Brahms-Platz 1 
20355 Hamburg 
 
Internet: www.npp.de  
 
Redaktionsstand: 5. Dez. 2017 

Zuschlag für Schönheitsreparaturen zur Grundmiete ist zulässig 
Vielfach wird in Mietverträgen neben 
der Kaltmiete und der Betriebskosten-
vorauszahlung ein Zuschlag für Schön-
heitsreparaturen ausgewiesen. Der 
Bundesgerichtshof hält einen solchen 
Zuschlag für wirksam. 
 
Nach Ansicht des Gerichts handelt es 
sich hierbei um eine sog. Preishauptab-
rede, die keiner Angemessenheitskon-

trolle unterliegt. Ebenso handelt es sich 
um kein Umgehungsgeschäft. Der 
Ausweis eines solchen Zuschlags habe 
für das Mietverhältnis rechtlich keine 
Bedeutung. Der Mieter habe die ver-
einbarte Gesamtsumme zu zahlen, 
unabhängig davon, ob und in welcher 
Höhe dem Vermieter für die Durchfüh-
rung von Schönheitsreparaturen tat-
sächlich Kosten entstehen. Denn im 

Recht des Autokäufers auf Transportkosten- 
vorschuss für Mangelbeseitigung 

In einem vom Bundesgerichtshof ent-
schiedenen Fall hatte eine in Schles-
wig-Holstein ansässige Käuferin einen 
gebrauchten Pkw von einem Fahr-
zeughändler in Berlin erworben. Kurze 
Zeit nach Übergabe des Fahrzeugs trat 
ein Motordefekt auf, so dass der Wa-
gen nicht mehr fahrbereit war. Auf die 
Aufforderung der Käuferin zur Mangel-
beseitigung im Rahmen der Gewähr-
leistung bot der Händler Nachbesse-
rung an seinem Sitz in Berlin an. Da 
sich das Fahrzeug in Schleswig-
Holstein befand, forderte die Käuferin 
den Händler auf, entweder das Fahr-
zeug auf seine Kosten abzuholen oder 
einen Transportkostenvorschuss in 
Höhe von 280 € zu leisten. 
 
Das Gericht vertrat die Auffassung, 
dass ein Verkäufer verpflichtet ist, 
einem Käufer durch Zahlung eines von 
diesem angeforderten Vorschusses 
den Transport der mangelhaften Kauf-

Verpflichtung zum Entfernen indirekter Links zu gelöschten Webseiten 
bei Suchmaschinen  
 
Der Gerichtshof der Europäischen 
Union hat im Jahr 2014 in einem Urteil 
das sog. Recht auf Vergessenwerden 
konstruiert, wonach Suchmaschinenbe-
treiber, wie z. B. Google, selbst Su-
chergebnisse löschen müssen, wenn 
diese Rechte Betroffener verletzen. 
Seitdem trägt Google alle gelöschten 
Suchergebnisse in eine von der Har-
vard-Universität betriebene Datenbank 
ein und verlinkt auf diese. In dieser 

Datenbank werden zu Forschungszwe-
cken Unterlassungsverfügungen, z. B. 
wegen Urheberrechtsverletzungen, 
gesammelt. 
 
Das Oberlandesgericht München sieht 
diese Praxis als rechtswidrig an. Nach 
Auffassung des Gerichts ermöglicht 
Google durch den Link auf die Daten-
bank der Universität seinen Nutzern, 
die beanstandeten Suchergebnisse mit 
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